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Die Arbeit H e r r m a n n s  „Voraussetzungen für die 
Anordnung der Untersuchungshaft“ (NJ 1956 S. 392) ist 
im ganzen ein wertvoller Beitrag für die weitere Festi
gung der sozialistischen Gesetzlichkeit im Strafprozeß 
der DDR. Sie enthält jedoch auch einige Thesen, die 
nicht unwidersprochen hingenommen werden können.

1. Herrmann setzt sich zunächst damit auseinander, 
was unter „dringenden Verdachtsgründen“ als allge
meiner und grundlegender Voraussetzung für die An
ordnung der Untersuchungshaft zu verstehen ist. In 
diesem Zusammenhang schreibt er, daß man deren 
Vorliegen nicht erst dann bejahen könne, wenn die 
Schuld des Angeklagten gewiß sei:

„Da die objektive Wahrheit vor dem Abschluß 
der allseitigen Ermittlungen noch nicht erkannt wer
den kann, würde die Forderung nach Gewißheit der 
Schuld des Beschuldigten als eine der Voraussetzun
gen für die Anordnung der Untersuchungshaft zur 
Folge haben, daß über den Erlaß eines Haftbefehls 
in vielen Fällen zu spät entschieden werden müßte.“
Diese Formulierung kann Anlaß zu einer unrichtigen 

Handhabung des § 141 StPO geben.
Verhaftung und vorläufige Festnahme sind prozes

suale Zwangsmaßnahmen, die sicherstellen sollen, daß 
sich der d r i n g e n d  verdächtige Beschuldigte der 
strafrechtlichen Verantwortung nicht entzieht. Ihre 
Anwendung beeinträchtigt eines der wichtigsten ver
fassungsmäßigen Grundrechte: das Recht der persön
lichen Freiheit. Insbesondere aus diesem Grunde ist es 
unbedingt erforderlich, von ihm nur dann Gebrauch zu 
machen, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen ihrer 
Anwendung vorliegen (vgl. § 5 StPO).

§ 141 StPO, der diese gesetzlichen Voraussetzungen 
regelt, nimmt im System des Strafprozeßrechts ge
wissermaßen eine Sonderstellung ein. Die Mehrzahl 
der Prozeßrechtsnormen bestimmt lediglich, was die 
staatlichen Organe der Strafrechtspflege bzw. die am 
Prozeß beteiligten Bürger zu tun haben, d. h. welche 
Rechte und Pflichten ihnen im Hinblick auf die Durch
führung des Strafprozesses zustehen. Sie regeln ledig
lich das Verhalten der Prozeßbeteiligten. § 141 StPO 
dagegen bestimmt nicht nur, w a s zu tun ist, sondern 
legt auch fest, u n t e r  w e l c h e n  V o r a u s e t z u n -  
g e n etwas getan werden darf. Er stellt nicht nur eine 
Bestimmung dar, die zu b e f o l g e n  ist, sondern er 
ist — ähnlich wie die materiellen Strafrechtsnormen — 
Ausgangspunkt, G r u n d l a g e  d e r  g e r i c h t l i c h e n  
E n t s c h e i d u n g  über die Inhaftnahme des Beschul
digten. Insoweit erfordert er — wiederum ähnlich wie 
die Normen des materiellen Strafrechts — eine Sub
sumtion des gegebenen Verhaltens unter das Ge
setz; d. h. er darf nur angewandt werden, wenn die 
in ihm enthaltenen gesetzlichen Merkmale durch die 
ihnen entsprechenden Tatsachen erfüllt sind.

Dieser Ausgangspunkt ist m. E. von großer Bedeu
tung für die richtige Handhabung des § 141 StPO. Aus 
ihm folgt, daß als Grundlage der Entscheidung darüber, 
ob im einzelnen Fall Haftbefehl zu erlassen ist oder 
nicht, Tatsachen vorliegen müssen, die die dringenden 
Verdachtsgründe sowie den Fluchtverdacht bzw. die 
Verdunklungsgefahr bestätigen. Dabei sind unter Tat
sachen bestimmte, in der Vergangenheit oder der 
Gegenwart liegende Vorgänge oder Ereignisse, be
stimmte Fakten der materiellen Welt zu verstehen. 
Diese Tatsachen müssen, wenn auf ihrer Grundlage 
Haftbefehl ergeht, bewiesen sein. Sie müssen — und 
eben hier bin ich anderer Meinung als Herrmann — mit 
objektiver Wahrheit festgestellt, d. h. auf ihre vollstän
dige und genaue Übereinstimmung mit der Wirklich
keit überprüft sein. Die objektive oder materielle 
Wahrheit kann nicht erst nach Abschluß der allsei
tigen Ermittlungen erkannt werden, sondern sie muß 
bereits festgestellt werden hinsichtlich jeder einzelnen 
Tatsache, die für die Untersuchung von Bedeutung ist, 
und zwar im Verlauf der Ermittlungen. Wollte man 
der Auffassung Herrmanns folgen, so würde das be
deuten, daß sich die Untersuchungsorgane und der 
Staatsanwalt im Rahmen ihrer Ermittlungstätigkeit mit

einem bestimmten Grad von Wahrscheinlichkeit be
gnügen könnten. Das ist nicht richtig. Gerade die Tätig
keit der Untersuchungsorgane ist im Hinblick auf die 
Feststellung der objektiven Wahrheit vieler Umstände 
einer Strafsache (z. B. Spuren, Fingerabdrücke, Fäl
schungen usw.) ein im modernen Strafverfahren un
umgänglich notwendiger Faktor. Unter objektiver 
Wahrheit ist nicht nur, wie Herrmann wohl meint, die 
vollständige und genaue Übereinstimmung a l l e r  tat
sächlichen Umstände der Strafsache mit der Wirklich
keit, sondern auch die vollständige und genaue Über
einstimmung jedes einzelnen Umstandes mit der Wirk
lichkeit zu verstehen. Eben das fordert das Gesetz in 
§ 108 StPO von der Tätigkeit des Staatsanwalts und 
der Untersuchungsorgane im Ermittlungsverfahren.

Bejaht man so die Möglichkeit der Erforschung der 
objektiven Wahrheit vor Abschluß der allseitigen Er
mittlungen im Hinblick auf jede Tatsache, so muß man 
auch in Anbetracht einer so wichtigen Entscheidung, 
wie es der Erlaß eines Haftbefehls ist, die Verpflich
tung der staatlichen Organe der Strafrechtspflege ver
langen, sie hinsichtlich der Tatsachen festzustellen, in 
denen die gesetzlichen Voraussetzungen der Unter
suchungshaft liegen, insbesondere im Hinblick auf die 
dringenden Verdachtsgründe. Man muß sich m. E. dar
über im klaren sein, daß das Gesetz, wenn es von drin
genden Verdachtsgründen spricht, in Erkenntnis der 
schwerwiegenden Bedeutung, die die Verhängung der 
Untersuchungshaft für den einzelnen betroffenen Bür
ger hat, bewußt eine andere Formulierung gewählt hat 
als in § 176 StPO. Die mit Erlaß eines Haftbefehls ver
bundene Freiheitsentziehung ist in der Tat ein ernste
rer Eingriff in die Rechte des Einzelnen als die bloße 
Eröffnung des Hauptverfahrens. Was bei Erlaß des 
Haftbefehls noch nicht nachgewiesen sein muß — und 
eben deshalb heißt es im Gesetz meiner Auffassung 
nach ,, V e r d a c h t s  gründe“ —, das sind alle T a t 
s a c h e n ,  die notwendig sind, um eine bestimmte 
materiell-rechtliche Norm anzuwenden. Die Tatsachen 
aber, die vorliegen und auf die sich der Erlaß des Haft
befehls stützt — das werden in der Mehrzahl aller 
Fälle Indizien und keine direkten Beweise sein —, 
müssen objektiv wahr sein. Allerdings ist zu ihrer Fest
stellung kein förmliches Beweisverfahren im Sinne der 
StPO erforderlich.

2. An anderer Stelle schreibt Herrmann :
„Solange jedoch der Beschuldigte nicht festgenom

men wurde, bleibt die Möglichkeit offen, daß die bis
her bekannten Tatsachen in manchen Fällen über das
Subjekt und die subjektive Seite der Tat noch keine
ausreichende Auskunft geben.“
Dieser Satz ist nicht falsch — Herrmann will ihn 

sicher nicht so verstanden wissen, als sei zur Aufklä
rung dieser Umstände in den genannten Fällen stets 
eine Verhaftung erforderlich —, aber er kann zu Fol
gen führen, die sicher nicht beabsichtigt waren.

Es ist eine bekannte Tatsache, daß in der Praxis der 
Untersuchungstätigkeit in unserem Strafprozeß gegen
wärtig noch immer die Bedeutung der Erklärungen 
des Beschuldigten, insbesondere die Bedeutung seines 
Geständnisses für die Feststellung der Wahrheit, über
schätzt wird. Die untersuchungsführenden Organe 
glauben nicht selten — nicht zuletzt infolge der zu 
weiten Handhabung der Bestimmung des § 209 Abs. 1 
StPO durch die Gerichte —, ihre Aufgabe dann gelöst zu 
haben, wenn sie das Geständnis des Beschuldigten er
langt haben. Diese falsche Praxis darf durch die Prozeß
rechtswissenschaft auf keinen Fall unterstützt werden. 
Herrmanns Formulierung kann aber dazu führen. Die 
Erklärungen des Beschuldigten, insbesondere sein Ge
ständnis, sind zwar ein Beweismittel; aber sie sind 
nicht das einzige und vor allem nicht das beste Beweis
mittel. Sie sind ein Beweismittel unter anderen, das 
auf Grund der besonderen Stellung, die der Beschul
digte im Strafprozeß einnimmt, sogar einer kritischeren 
Prüfung bedarf, als andere Beweismittel1).

Das gilt auch dann, wenn der Gegenstand der Erklä
rungen des Beschuldigten solche Tatsachen sind, die das
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l) vgl. Schindler/Uhlig in NJ 1955 S. 297 ff.


